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Antrag der Firma Starck GmbH, Laufenburg zur räumlichen Verlegung und zur Erhöhung der Produktion von Aluminiumnitrid auf 300 Jahrestonnen 
Sehr geehrte Damen und Herren,

innerhalb der bis zum 17.06.2013 laufenden Einwendungsfrist werden fristgerecht die nachfolgenden Einwendungen erhoben. 
Es wird befürchtet, dass es durch die Realisierung des Vorhabens zu erheblichen Schadstoffemissionen – insbesondere von feinste Stäube – durch den Anlagenbetrieb sowie durch Betriebsstörungen bzw. Störfälle kommen kann, die zu Gesundheitsgefahren, Gesundheitsschäden, Umweltgefahren, Umweltschäden sowie zu Eigentumsbeeinträchtigungen und damit zu nicht akzeptablen Grundrechtseingriffen führen. 
Angesichts der mit diesem Schreiben aufgezeigten erheblichen formellen und sachlichen Mängel der vorliegenden Antragsunterlagen wird beantragt, 

den von der Behörde bereits für den 26.06.2013 anberaumten Erörterungstermin aufzuheben und auf einen späteren Termin nach den Sommerferien zu verlegen. 
Die zwischen dem Ende der Einwendungsfrist und dem Erörterungstermin liegende äußerst kurze Zeit von nur 9 Tagen wird nicht ausreichen, um die hiermit vorgelegten Einwendungen sorgfältig prüfen und die zahlreichen Mängel des Genehmigungsantrages beheben zu können.
1. Allgemeines und Formales

Nach Durchsicht des 176 Seiten umfassenden Erweiterungsantrags der H.C.Starck, Laufenburg zur Herstellung von Aluminiumnitrid (AlN) durch Errichtung von zwei weiteren Produktionsöfen im Werk ENAG stellen wir fest, dass die Unterlagen unvollständig und fehlerhaft sind und daher keine abschließende Bewertung hinsichtlich des Vorliegens der Genehmigungsvoraussetzungen der §§ 5 und 6 BImSchG möglich ist, insbesondere was die Umsetzung des Vorsorgegrundsatz betrifft. Die vorliegenden Unterlagen erfüllen nicht die Mindestkriterien, die für eine behördliche Zulassung erforderlich sind.

1.1  falsch gestellter Genehmigungsantrag

Die Firma H.C.Starck hat mit ihrem Genehmigungsantrag vom 8.4.2013 ausdrücklich die Genehmigung zur Änderung einer bestehenden Anlage gemäß § 16 BImSchG beantragt.

Inhalt des Genehmigungsantrags ist vor allem die Erhöhung der bestehenden Produktionskapazität von Aluminiumnitrid von bisher 100 t im Jahr  - produziert in einem Ofen - auf zukünftig 300 t im Jahr, die in insgesamt drei parallel betriebenen Öfen produziert werden sollen.  Außerdem soll die Produktion von Aluminiumnitrid vom bisherigen Standort in Halle 35 auf dem Werksgelände ENAG zukünftig in die Halle 19 a verlagert werden.

Die Anwendung des § 16 BImSchG setzt voraus, dass es sich tatsächlich um die Änderung einer bestehenden Anlage handelt. Diese Voraussetzung ist wie bei § 15 BImSchG zu verstehen (Jarass, BImSchG, 8.Aufl. 2010, § 16 Rdnr. 6).

Von der Änderung einer Anlage ist die Neuerrichtung zu unterscheiden. Bei einer Neuerrichtung kommt § 4 BImSchG zur Anwendung, nicht die §§ 15 ff BImSchG. Eine Neuerrichtung liegt vor, wenn durch die Änderung der Charakter der Gesamtanlage verändert wird oder wenn die Änderungen derart prägend sind, dass die entstehende Gesamtanlage als eine neue Anlage qualifiziert werden muss. Im Einzelnen liegt eine Neuerrichtung vor, wenn eine genehmigte Anlage an einer ganz anderen Stelle neu aufgebaut wird (Jarass, a.a.O., § 15 Rdnr. 11).   

Genau dies ist im vorliegenden Fall gegeben, da die Produktionsanlage aus der Halle 35 entfernt und vollständig in die Halle 19 a verlagert werden soll. Schon allein aus diesem Umstand ergibt sich, dass es sich hier nicht um eine bloße Anlagenänderung handelt, sondern dass die Neuerrichtung einer Anlage hätte beantragt werden müssen.

Als weiterer Gesichtspunkt ist die hier zusammen mit der räumlichen Verlegung beantragte Kapazitätserhöhung zu betrachten. Schon allein die Verdoppelung der Kapazität reicht aus, dass sich der Charakter der konkreten Anlage durch den beantragten neuen Teil derart zentral verändert, dass man nicht mehr von einer Änderung i.S.d. §§ 15 ff BImSchG sprechen kann (so ausdrücklich Jarass, a.a.O., § 15 Rdnr. 11 am Ende).

Die Firma Starck hat hier aber mit der beabsichtigten Aufstellung von zwei weiteren Öfen zusätzlich zu der Verlegung des vorhandenen Ofens sogar eine Verdreifachung der Jahreskapazität beantragt. Diese Verdreifachung der Kapazität führt ebenfalls dazu, dass es sich nicht mehr um die Änderung einer bestehenden Anlage handelt, sondern dass wegen des weit überwiegenden neuen Anlagenteils insgesamt die Errichtung einer Neuanlage beabsichtigt ist.

Die Konsequenz daraus ist, dass hier von der Firma H.C.Starck der falsche Genehmigungsantrag gestellt worden ist. § 16 BImSchG ist für das beabsichtigte Vorhaben keine einschlägige Rechtsgrundlage.

1.2 unzureichende öffentliche Bekanntmachung

Die öffentliche Auslegung der Genehmigungsunterlagen muss gemäß § 10 Abs. 1 der 9. BImSchV in den Gemeinden erfolgen, in denen sich das Vorhaben voraussichtlich auswirkt. 

Die Frage der voraussichtlichen räumlichen Auswirkung einer Anlage beantwortet sich aus der Berechnung des Einwirkungsbereiches, der sich aus dem fünfzigfachen der beantragten Schornsteinhöhe ergibt. Im vorliegenden Fall ist eine Schornsteinhöhe von 13 m vorgesehen (Blatt 91 der Antragsunterlagen), so dass der Einwirkungsbereich der Anlage einen Radius von 650 Meter um die Anlage herum hat. 

Wegen der Lage der Anlage unweit der Gemarkungsgrenze von Laufenburg (Baden) führt dies dazu, dass der Einwirkungsbereich deutlich in die Gemarkung der auf der anderen Seite des Rheins angrenzenden Gemeinde Laufenburg (Schweiz) hineinreicht. 

Die Antragsunterlagen hätten deshalb auch in Laufenburg (Schweiz) öffentlich ausgelegt werden müssen. Dies ist nicht erfolgt, so dass das Genehmigungsverfahren an einem erheblichen formalen Mangel leidet. Die öffentliche Auslegung der Antragsunterlagen muss deshalb erneut durchgeführt werden.

1.3 fehlendes Immissionsgutachten für Luftschadstoffe

Den öffentlich ausgelegten Antragsunterlagen war ein Immissionsgutachten für Luftschadstoffe nicht beigefügt. Angesichts der beantragten erheblichen Staub- und Stickstoffemissionen halten wir die Anfertigung einer Immissionsprognose für zwingend erforderlich. 

Bei den emittierten Stäuben wird es sich ganz überwiegend um feinste Stäube, wenn nicht sogar Nanostäube handeln, von denen wegen ihrer besonderen Lungengängigkeit ein erhöhtes Gesundheitsrisiko ausgeht und zu deren Wirkung auf die menschliche Gesundheit und die Umwelt noch erheblicher naturwissenschaftlicher Forschungsbedarf besteht. Aus diesem Grund fordert der Sachverständigenrat für Umweltfragen in seinem Gutachten „Vorsorgestrategien für Nanomaterialien“ vom Juni 2011, dem Vorsorgeprinzip im Hinblick auf die Produktion und Verbreitung von Nanomaterialien ein besonders hohes Gewicht zu geben:

„Eine wichtige Erkenntnis der Risikoforschung ist zunächst, dass Nanomaterialien nicht nur andere physikalische und chemische Eigenschaften aufweisen als das vergleichbare Material herkömmlicher Größe, sondern sich auch im Verhalten und in der Wirkung im lebenden Organismus und in der Umwelt unterscheiden können. Problematisch ist dabei insbesondere, dass Nanomaterialien im Vergleich zu herkömmlichen Materialien abweichende Eigenschaften haben, die für biologische Folgen wichtig werden können, sowie eine höhere Mobilität in den Medien und im Organismus besitzen als größer strukturiertes Festmaterial. Daher können Nanomaterialien auch im Blick auf ihre biologische Wirkung nicht mit dem herkömmlichen Materials gleichgesetzt, sondern sollten als „neue Stoffe“ bewertet werden.“ (SRU-Gutachten zu Vorsorgestrategien für Nanomaterialien, Juni 2011, Rdnr. 3).
Um überhaupt eine Bewertung des toxikologischen Risikos der vorliegend beantragten Emissionen von AlN-Staub für die im Einwirkungsbereich der Anlage lebenden Menschen sowie für die Umwelt durchführen zu können, ist deshalb das Erstellen einer fundierten Immissionsprognose - gegebenenfalls im Weg der Sonderfallprüfung - unumgänglich.

Nach Vorliegen der Immissionsprognose halten wir zur Absicherung der Vorsorgeanforderungen des § 5 Abs. 1 Nr. 2 BImSchG  die Erstellung eines human- und ökotoxikologischen Gutachtens zur Einschätzung der Auswirkungen des Al- und AlN- Staubes auf die menschliche Gesundheit und die Umwelt für erforderlich. 

1.4 fehlende Unterlagen zur Einhaltung der StörfallVO
Das Firmengelände der Firma H.C.Starck, auf dem die hier beantragte Anlage errichtet werden soll, ist ein Betriebsbereich mit Grundpflichten nach der 12. BImSchV (StörfallVO). 
Der vorliegende Antrag ist deshalb darauf zu prüfen, ob die Grundpflichten der 12. BImSchV eingehalten werden. Den Antragsunterlagen liegen jedoch kein Störfallgutachten und auch kein Sicherheitsbericht bei, stattdessen wird auf Blatt 125 der Unterlagen fälschlicherweise behauptet, dass die 12. BImSchV nicht anwendbar sei. 

Aus der Lage der Produktionsanlage innerhalb eines Betriebsbereiches gemäß StörfallVO ergibt sich, dass die Antragsunterlagen um entsprechende sicherheitstechnische Angaben zu ergänzen sind, einschließlich der möglichen Wechselwirkungen mit benachbarten Anlagen. 
Die entsprechende Vervollständigung der Unterlagen macht eine neue Auslegung des Genehmigungsantrages erforderlich.
1.5. fehlende UVP

Bei der hier beantragten Anlage mit insgesamt drei nebeneinander befindlichen und in funktionaler Hinsicht miteinander verbundenen Öfen, sowie den erforderlichen Weiterverarbeitungs- und Abfüllanlagen, handelt es sich um eine integrierte chemische Anlage gemäß Nummer 4.1 der Anlage 1 zum UVPG. Für eine derartige Anlage ist eine Umweltverträglichkeitsprüfung zwingend vorgeschrieben (Kennzeichnung X in Spalte 1 der Anlage 1 zum UVPG).
Den Antragsunterlagen ist keine UVP beigefügt, so dass hier ein weiterer formaler Mangel besteh, der eine erhebliche Nachbesserung der Antragsunterlagen und deren Neuauslegung erforderlich macht.
Der Antragsteller geht entgegen der hier vertretenen Auffassung davon aus, dass seiner Anlage der Nr. 4.2 der Anlage 1 zum UVPG unterfällt. Für diesen Fall ist eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls (Kennzeichnung A in Spalte 2 der Anlage 1 zum UVPG) vorgeschrieben. Die im Rahmen einer solchen Vorprüfung des Einzelfalls abzuarbeitenden sachlichen Kriterien ergeben sich aus Anlage 2 zum UVPG, die aus rund 25 Unterpunkten besteht. 
Die in den Antragsunterlagen auf den Blättern 175 und 176 enthaltenen pauschalen und oberflächlichen Behauptungen zur angeblichen Umweltverträglichkeit der Anlage entsprechen noch nicht einmal ansatzweise dem ausführlichen Kriterienkatalog der Anlage 2 zum UVPG. 

So werden in den Antragsunterlagen zum Beispiel keinerlei Angaben zum Unfallrisiko, insbesondere mit Blick auf verwendete Stoffe und Technologien gemacht (Nummer 1.5 der Anlage 2 zum UVPG); der Standort des Vorhabens wird in den Unterlagen nicht unter Berücksichtigung der Kumulierung mit anderen Vorhaben in ihrem gemeinsamen Einwirkungsbereich beurteilt (Nr. 2 der Anlage 2 zum UVPG); der mögliche grenzüberschreitende Charakter von Auswirkungen wird nicht betrachtet (Nr. 3.2 der Anlage 2 UVPG), obwohl der Einwirkungsbereich der Anlage bis auf das Staatsgebiet der Schweiz reicht. 
Kein einziger der in der Anlage 2 zum UVPG aufgezählten Kriterienpunkte ist in den Antragsunterlagen umfassend abgearbeitet.

Diese Beispiele machen deutlich, dass die vorliegenden Antragsunterlagen noch nicht einmal der nach Auffassung der antragstellenden Firma erforderlichen Vorprüfung des Einzelfalls gemäß UVPG entspricht. Die Antragsunterlagen sind aus diesem Grund grob unvollständig und der Antrag ist nicht genehmigungsfähig.
1.6 Unvollständigkeit und Mängel der Angaben zu Emissionen

Das für den Umfang der beantragten Emissionen ganz zentrale Formblatt 2.6 (= Seite 87 der Antragsunterlagen) ist unvollständig bzw. ungenau ausgefüllt.

Die Firma H.C.Starck beantragt dort die Emission von Stickstoff aus insgesamt drei Emissionsquellen, jeweils mit 26280 kg pro Jahr. Allerdings ist der Emissionswert in mg/m3 nicht angegeben, die entsprechende Spalte ist jeweils nicht ausgefüllt. Dies ist ein erheblicher Mangel im Antrag.

In diesem Formular 2.6 ist ferner die Emission von AlN-Staub für insgesamt drei Quellen angegeben: FA 051 (= gemeinsame Absaugung), FA 040 und  FA 038 (= Absaugung Vermahlung). 

Für die Quelle FA 051 ist eine Rohgaskonzentration von 1250 mg/m3 angegeben, die durch einen Filter mit dem Wirkungsgrad >90% auf eine Reingaskonzentration von <10 mg/m3 gereinigt werden soll. Um ein derart belastetes Rohgas auf den beantragten Grenzwert zu reinigen, ist aber ein Wirkungsgrad des Filters von über 99% erforderlich, anders ist die erforderliche Reinigungsleistung nicht erreichbar. Die hier beantragte mindeste Filterleistung von nur etwas über 90% ist deshalb nicht ausreichend, um die Einhaltung des Grenzwertes für AIN-Staub sicherzustellen. 
Für die Quellen FA 038 und FA 040 ist im Formblatt 2.6 eine gemeinsame Rohgaskonzentration von 25.000 mg/m3 angegeben, die durch einen Filter mit dem Wirkungsgrad >90% auf eine Reingaskonzentration von <10 mg/m3 gereinigt werden soll. Um ein derart belastetes Rohgas auf den beantragten Grenzwert zu reinigen, ist aber ein Wirkungsgrad des Filters von über 99,9 % erforderlich, anders ist die erforderliche Reinigungsleistung nicht erreichbar. Die hier beantragte mindeste Filterleistung von nur etwas über 90% ist deshalb nicht ausreichend, um die Einhaltung des Grenzwertes für AIN-Staub sicherzustellen. Die Antragstellerin möge nachweisen, dass sie eine Filter-Reinigungsleistung von besser als 99,9 % tatsächlich erreichen kann.
Angesichts dieser unklaren Angaben im Genehmigungsantrag halten wir – für den Fall der Erteilung einer Genehmigung - die Anordnung von permanenten Staubmesseinrichtungen an den Emissionsquellen für Staub für unbedingt erforderlich. Anders wäre eine Kontrolle über das dauerhafte Erreichen einer Rohgasreinigung von mehr als 99,9% hinsichtlich der Emission von AlN-Staub nicht möglich. 
2. sachliche Mängel der Angaben in den Antragsunterlagen
Nachfolgend zeigen wir - in die wichtigsten Themenbereiche unterteilt - die fehlenden, fehlerhaften, falschen, unklaren und unvollständigen Angaben auf, aus denen sich die folgenden weiteren als Kommentare, Fragen und Forderungen formulierten Einwendungen  ableiten.
2. 1 Genehmigungsantrag

Auf S. 1 des Genehmigungsantrags wird von einer Genehmigung zur Änderung einer bestehenden Anlage (§16 BImSchG) ausgegangen, d.h. von diesem Vorhaben können nachteilige Auswirkungen ausgehen, die für die Prüfung nach § 6 BImSchG erheblich sein können.
S. 2: Gegenstand der Änderung: „Verlagerung der bereits bestehenden Produktionsanlage von Objekt 35 nach Objekt 19a und Kapazitätserhöhung durch Errichtung von zwei weiteren artgleichen Produktionsanlagen in zwei Ausbaustufen ebenfalls in Objekt 19a“ mit einer vorgesehenen Kapazitätserhöhung der bestehenden Anlage von 100 t/a auf 300t/a. 

Frage: 
· Müssten bei einer Verlagerung, besonders bei einer Verlagerung eines explosionsgefährdeten Produktionszweigs, nicht auch die zukünftig angrenzenden, ebenfalls explosionsgefährdeten Produktionsanlagen in die Gesamtbetrachtung mit einbezogen werden, insbesondere dann, wenn sie sich Wand an Wand in einer gemeinsamen Halle befinden, die ursprünglich nicht dafür ausgelegt war?
2.2 Ursprungsgenehmigung 
S. 9: „Die Ursprungsgenehmigung datiert aus dem Jahr 1968“. In der Ursprungsgenehmigung vom 8.November 1968 ist folgendes zu lesen: 

 „Die Firma Hermann C..Starck, Werk Elektro-Nitrum Laufenburg erhält hiermit die Erlaubnis zur Errichtung und Inbetriebnahme einer Anlage für die Herstellung von Boriden, Carbiden und Siliciden von Metallen der 4. und 5. Nebengruppe des Periodensystems….“ 

Von Nitriden ist hier jedoch nicht die Rede und Aluminium gehört der 3. Gruppe des Periodensystems an.
Fazit: Da in der Ursprungsgenehmigung aus dem Jahr 1968 weder das Metall Aluminium noch seine Nitrierung aufgeführt wird, kann vom RP Freiburg keine Änderungsgenehmigung erteilt werden. 

Forderung: Die Produktion von Aluminiumnitrid ist von H.C.Starck neu zu beantragen. 

2.3 Gesundheits- und Umweltgefährdung
Bei Betrachtung der Auswirkungen der Produktionserweiterung und Verlagerung bzgl. einer Gesundheitsgefährdung auf die Anwohner und einer Umweltgefährdung von Flora, Fauna und des nahegelegenen Rheins und des FFH-Gebiets „Murg zum Hochrhein“ ergeben sich vier hauptsächliche Problembereiche: 

a) Lärmbelastung, 
b) Staub- und Stickstoffbelastung,
c) Störfallrisiko durch explosive Stoffe,

d) Brandschutz. 

a) Lärm:
Zu Prozessablauf S. 9: „Alle Prozesse, die mit der Produktion von AlN zusammenhängen (Herstellen des Vorstoffes, thermische Behandlung, Auspacken, Grob-und Feinzerkleinerung, Siebung, Vermahlung und anschließende Homogenisierung, abschließende Schutzsiebung und Befüllung der Transportfässer) werden zukünftig in Halle 19a durchgeführt. Nur das Homogenisieren der Vorstoffmischung erfolgt bis auf weiteres im Taumelmischer des Wolfram-Betriebes in Halle 19d. Der Transport hin und zurück wird mit einem Stapler vorgenommen.“ 
Frage: 

· Wie ist es möglich, dass bei einem 24-Std. Betrieb die Transportvorgänge des Mischcontainers von Halle 19a nach Halle19d ausschließlich im Tageszeitraum ohne Unterbrechung des Produktionsablaufs stattfinden können?
TÜV-Lärmgutachten S. 103-123: Im vom TÜV Süd im März 2012 erstellten Lärmgutachten existiert lediglich ein einziger Messwert, der als Bezugsgröße zur Berechnung der Lärmimmissionen auf 2 Wohnobjekte in der nahegelegenen Zimmermannstrasse herangezogen wurde: 
In dem, im Vergleich zur vorgesehenen Halle 19a weiter entfernt gelegenen Gebäude 35, wurde der Lärminnenpegel mit 73dB gemessen. Die tatsächlichen derzeitigen Lärmpegel in der Zimmermannstrasse wurden nicht vor Ort ermittelt. 
Das Messteam bestimmte ohne genauere Erklärung willkürlich,  dass die Produktionserweiterung von 100 auf 300 Jahrestonnen in der vorgesehenen Halle 19a bei einem gleichzeitig größeren Raumvolumen den Lärminnenpegel lediglich um 2dB auf 75dB erhöhen würde. Von diesen geschätzten 75 dB wurden schließlich alle weiteren Lärmimmissionswerte in der Zimmermannstraße berechnet  und schließlich eine Einhaltung der nächtlichen Richtwerte der TA Lärm bestätigt.
Kommentar:  Wir halten diese Vorgehensweise für fachlich nicht ausreichend, auch entspricht diese Vorgehensweise keiner konservativen Betrachtung. 
Die nächtlichen Richtwerte durch Werkslärm vom Werk Rina werden bereits zum jetzigen Zeitpunkt in der Zimmermannstrasse, die noch diesseits der Bundesstraße 34 liegt, überschritten. Dies ist durch einen vom Bürgermeisteramt Laufenburg im Rahmen eines kürzlich erfolgten Bebauungsplanverfahrens in Auftrag gegebenen Messberichts vom 31.10.2012 festgestellt worden (siehe ebenda S.10).
Auf S. 4 der letzten Änderungsgenehmigung der AlN-Produktion von 11/ 2001 
ist zu lesen: 
“Das Werk ENAG der Fa. H. C. Starck GmbH liegt im Hochrheintal, das sowohl auf der deutschen als auch auf der Schweizer Seite dicht besiedelt ist. Die nähere Umgebung des Werkes wird durch Mischgebietsbebauung geprägt. Das Werksgelände liegt in einem sensiblen Umfeld, da es südlich an den Rhein und nordöstlich und südöstlich an Wohn- und Mischgebiete grenzt….
Das Werksgelände liegt außerhalb eines Wasserschutzgebietes. In seinem Beurteilungsgebiet liegt der ökologisch empfindsame Naturraum „Murg zum Hochrhein“, bei dem es sich um ein potentielles FFH-Gebiet handelt.
Facit: Diese beiden Fakten, das mittlerweile seit 2006 bei der EU anerkannte FFH-Gebiet und das „sensible Umfeld“ gelten auch für den jetzt ausliegenden Genehmigungsantrag. 
Das „sensible Umfeld“ (d.h. dichte Wohnbesiedlung mit 2 Kindergärten und 
2 Schulen in unmittelbarer Nähe)  ist sogar durch folgende Tatsache noch kritischer einzuschätzen:  Die Stadt Laufenburg hat am 18.3.2013 ein Neubaugebiet jenseits der Bundesstraße 34, kaum 100 m weiter nördlich der ENAG, als „Allgemeines Wohngebiet“ genehmigt, obwohl bereits heute laut einem Ende letzten Jahres erstellten Lärmgutachten in Bezug auf die gegenwärtigen Lärmemissionen der ENAG in Teilen des vorgesehenen Neubaugebiets  die noch zugelassene nächtliche Lärmgrenze um 5 Dezibel überschritten ist!
Trotz dieser bekannten Tatsache sah der Stadtrat eine Umstufung in ein Mischgebiet nicht für nötig an, da sich die Fa. H.C.Starck verpflichten müsste, keine weiteren Lärmüberschreitungen vorzunehmen. 
Kommentar: Diese Forderung des Stadtrates widerspricht diametral der Tatsache, dass die Erweiterung der AlN-Produktion von 100 Jahrestonnen auf 

300 Jahrestonen bei einem 24-Stundenbetrieb eine zu erwartende Lärmzunahme um maximal 200% bedeuten kann! Das heißt, dass die bereits jetzt bestehende nächtliche Lärmgrenzwertüberschreitung in der unmittelbaren Umgebung noch höhere Werte erreichen würde, ja u.U. dann sogar auch die tageszeitlichen Lärmgrenzwerte überschritten würden.
Zu bemängeln ist außerdem, dass der nicht hörbare, aber nach umweltmedizinischen Erkenntnissen auf lebende Organismen mit z.T. erheblichen gesundheitlichen Auswirkungen wirkende Infraschall 

nicht mit einbezogen wurde.
Forderung: Es ist ein weiteres Lärmgutachten zu erstellen, das in den angrenzenden Wohngebieten den gegenwärtigen Stand der real zu messenden Lärmimmission und der Infraschallimmission unter detaillierter Berücksichtigung der zukünftig durch die geplante Produktionserweiterung zu erwartenden Lärmemissionen konservativ ermittelt.
b) Staub:
unbekannte Einsatzstoffe S. 11 der Unterlagen: „Neben dem Aluminiumpulver wird den Tiegeln „Isolationsgranulat“ aus BA017, das u.a. der thermischen Prozessführung dient, zugesetzt.“
Dieses „Isolationsgranulat“ wird in den Unterlagen nicht spezifiziert. 
Frage: 

· Um welche Stoffe handelt es sich bei dem „Isolationsgranulat“ und welche Mengen werden davon eingesetzt? Benötigen diese Stoffe ein Sicherheitsdatenblatt? 
und S. 25: In der Tabelle wird „Eisen“ aufgeführt, das jedoch nirgendwo im Text erwähnt wird. 
Frage: 

· Wozu dient das Eisen? In welcher Menge und in welcher Korngröße wird es zugesetzt? 

Kommentar: Derzeit ist die Relevanz dieser unbekannten Einsatzstoffe, auch hinsichtlich der Staubentwicklung, nicht einschätzbar. 

S. 11 der Unterlagen: „Über eine Fasskippanlage wird den entsprechenden Pufferbehältern Aluminiumpulver zugeführt.“
Frage: Wie ist die angeführte staubfreie Umfüllung der Pufferbehälter z.B. bei atomisiertem Al-Pulver (Korngröße laut H.C.Starck zwischen 10-1000µm) gewährleistet?
Die von H.C.Starck aufgeführte Staubentwicklung umfasst:

· die Umfüllung des Al Pulvers mittels 1000Liter BigBag, 

· die Vorstoffdosierung, 

· die Befüllung und Entleerung der Tiegel, 

· die Beschickung des Mischkontainers (AX014), 

· die Zerkleinerung des AlN mittels Backenbrecher sowie 

· die Schutzsiebung 

Alle staubemittierenden Produktionsbereiche werden mittels einer „zentralen Entstaubung“ abgesaugt und über den Filter FA 051 „abgeschieden und in den Prozess zurückgeführt“. 

Kommentar: Es finden sich in den gesamten Unterlagen keine Angaben über die Funktion und den Aufbau der eingesetzten Filter.
Frage: 
· Um welchen Filtertyp handelt es sich bei dem FA 051-Filter, aus welchem Material besteht er, wie heißt er, von welcher Firma wird er geliefert und welchen Wirkungsgrad besitzt er? 

· Wie funktioniert eine 99% Abscheidung? 

· Wie oft muss der Filter gewechselt werden? Wie viel Staub wird beim Filterwechsel frei?

· Was ist ein „Kerzenfilter“ (S.21), was heißt „Filtration“(S.87)?
· Wenn die anfallenden Stäube laut wiederholter Angabe von H.C.Starck „in den Prozess zurückgeführt werden“, warum wird dann bei der jetzigen Neuauslegung des Genehmigungsantrages ein weiterer Kamin mit einer Höhe von 13 m geplant?

S. 86, Formblatt 2.5 und S. 88, Formblatt 2.7: Unsere Berechnungen ergaben gemäß der korrigierten Neuauslegung, bei der nun im TÜV-Gutachten die Staubemission um den Faktor 100 nach oben korrigiert werden musste, dass bei einer optimalen Filterabscheidung von 99%, der Staubanteil bei einem Abgasvolumenstrom von 8.000 m³/h und einer Rohgaskonzentration von 1,25g/m³ aus der Abluft der „gemeinsamen Absaugung“ durch den Filter FA 051 aus einem der beiden Kamine 100 g /Stunde entweichen. Bei den angegebenen 2920 Betriebsstunden /Jahr gelangt folglich eine Staubfracht von 292 kg/Jahr aluminiumhaltigem Staub nur durch einen Kamin in die Atmosphäre. 
Dies ist aber nur der kleinere Anteil der gesamten Staubemission. Bei dem auf Formblatt 2.6 angegebenen Abgasvolumenstrom von 2000 m³/h und einer Rohgaskonzentration von 25g/ m³ aus der Abluft der „Absaugung Vermahlung“  würden nach Passieren zweier Filter (FA 038 und FA 040) bei einer optimalen Filterabscheidung von 99% nach unserer Berechnung 500 g/h, respektive 0,5kg/h aus dem 2. Kamin entweichen, das wären 1,46 Tonnen/Jahr. 

Zusammen könnten also nach unserer Berechnung zukünftig aus den beiden Kaminen 1,75 Tonnen /Jahr Aluminiumnitrid-Stäube in die Umwelt entlassen werden.
Nach dem Gestis Stoffdatenblatt zu Aluminiumnitrid (http://gestis.itrust.de/Aluminiumnitrid) dürfen die im Abgas enthaltenen staubförmigen Emissionen einen Massenstrom von 0,20 kg/h oder eine Massenkonzentration von 20 mg/m³ nicht überschreiten. Auch bei Einhaltung oder Unterschreitung eines Massenstroms von 0,20 kg/h darf im Abgas die Massenkonzentration von 15 mg/m³ nicht überschritten werden. 
Facit: Nach der technischen  Anleitung Luft (TA Luft) wären damit die einzuhaltenden Höchstmengen  an zulässiger AlN-Staubfracht, die aus den beiden Kaminen in die Luft abgelassen werden, deutlich überschritten

· Warum wurde der Bau eines 2. zusätzlichen Kamins veranschlagt?

· Kann durch den Bau eines weiteren Kamins der zulässige Massenstrom verdoppelt werden?

· Wo ist der Standort der 3 Kamine vorgesehen?

S. 87 der Unterlagen, Formblatt 2.6: Die maximalen Emissionswerte von Stickstoff in mg/ m³ wurden nicht in die Tabelle eingetragen. Da bei den angegebenen Auslässen eine Stickstofffracht von fast 80Tonnen/Jahr in die Umwelt abgegeben werden,  spielen diese hohen Stickstoffdepositionen für FFH-Gebiete eine Rolle.
Frage: wie ist dies zu verstehen, dass in der Tabelle 3 mehrere Auslässe angegeben sind, jedoch im TÜV-Gutachten von einem Schornstein zum Ablassen des Stickstoffs geschrieben wird?

Forderung:  - Ein Immissionsgutachten für Al-Staubemissionen und NOx.
- Eine permanente Staubemissionsmessung an beiden Kaminen.

- Einbau von Filtern, die für Feinststäube ausgelegt sind.

- Genaue Angaben zum Emissionsort für Stickstoff. 
Kommentar: Die Verdreifachung der AlN - Produktion würde bedeuten, dass auch mit einer Zunahme der Staubemissionen bis maximal 200% der jetzigen AlN-Staubfracht gerechnet werden muss. Die 2001 noch existierenden Messstationen Rheinfelden und Waldshut sind jedoch mittlerweile abgebaut worden, daher können keine aktuellen Staubimmissionswerte für Laufenburg mehr ermittelt werden. Jede weitere Staubfrachtzunahme, die im Falle von Aluminium zu einer schleichenden Metallanreicherung insbesondere in Hauptwindrichtung führen wird, wirkt sich sowohl auf das „sensible Umfeld“ der dichten Besiedlung in der unmittelbaren Nachbarschaft  als auch auf den den Naturraum „Murg zum Hochrhein“ nachteilig aus.

Frage: Wie werden zukünftig die Immissionsdaten gemessen?
Forderung: Die Errichtung einer westlich, d.h. in Hauptabluftfahne der ENAG gelegenen Messstation am ermittelten maximalen Aufschlagpunkt.
c) Störfallrisiko:
S. 33, S. 38, S. 40 der Unterlagen: Aus den Sicherheitsdatenblättern zu dem Einsatzstoff Aluminiumpulver ist zu entnehmen: „Staub kann mit Luft ein explosionsfähiges Gemisch bilden.“ und  „Reaktion mit Wasser setzt hochentzündliches Gas (Wasserstoff) frei“, weiter “Die Bildung explosionsgefährlicher  Staub-/Luftgemische ist möglich“.“
S. 44 ff: Auch wird in den Sicherheitsdatenblättern zu dem Produkt Aluminiumnitrid, das in 4 Produktvarianten den Käufern angeboten werden soll 
(3 AlN- Grades A,B,C und AlN AT), darauf hingewiesen: „Bei der Verarbeitung des Produktes können Stäube ein explosionsfähiges Gemisch mit Luft bilden.“
S. 27: Bedauerlicherweise haben wir auf unsere Anfrage, welche Korngröße die Grades A, B, C haben, keine korrekte Auskunft von H.C.Starck erhalten. Es wurde uns lediglich mitgeteilt, dass Grade C des AlN am feinsten sei. Jedoch für die Einschätzung des Explosionsverhalten und auch der gesundheitlichen Gefahren ist eine konkrete Auskunft unabdingbar.
Frage: 
· Welche Korngrößenbereiche haben die Grades A, B, C?

· Welchen Korngrößenbereich hat AlN - AT?

Kommentar zu S. 76: Der firmeneigene Prüfbericht aus dem Hause H.C.Starck, der die Entzündlichkeit und Selbsterhitzungsfähigkeit von Aluminiumpulver untersuchte, ist ohne Aussagerelevanz, da „Aluminiumpulver“ ohne Angabe der Korngrößenverteilung und der Feuchte auf seine Entzündlichkeit untersucht wurde. 

Im BIA-Report (http://gestis.itrust.de/Aluminiumnitrid) ist unter dem Kapitel „Einfluss verschiedener Parameter auf das Explosionsverhalten“ zu lesen: „Das Explosionsverhalten von Stäuben ist in starkem Maße abhängig von der Feinheit. Mit den Explosionskenngrößen sollte daher gleichzeitig die dazugehörige Korngrößenverteilung… angegeben werden.“ „Es zeigt sich, dass mit abnehmender Korngröße (und abnehmender Feuchte) die Neigung der Stäube zu Explosionen zunimmt. Feinere Stäube sind leichter entzündbar und reagieren heftiger als gröbere Stäube.“ (Berufsgenossenschaftliches Institut für Arbeitssicherheit, St. Augustin, S. 12/97)
Frage: 
· Mit welcher Korngrößenverteilung wurde die Prüfung durchgeführt.

Forderung: Es ist eine erneute Prüfung auf Explosionsgefährlichkeit mit dem   Produkt, das jeweils die kleinste Korngröße aufweist, d.h. sowohl mit 

· Aluminiumpulver, insbesondere atomisiertem Aluminiumpulver, 

· als auch mit AlN Grade B und C 

von einem unabhängigen Institut durchzuführen.

S. 12: „Die thermische Behandlung der Al-Mischung unter Stickstoffatmosphäre geschieht in den 3 Öfen, dem bestehenden Durchschubofen und den 2 neu zu errichtenden Hubbalkenöfen unter leichtem Überdruck, um das Eindringen einer sauerstoffhaltigen Atmosphäre zu verhindern.“
Frage:
· Wie ist gewährleistet, dass bei dieser exothermen Reaktion, d.h. wärmeproduzierenden chemischen Reaktion, kein Sauerstoff in den Ofen dringt, wie dies beispielsweise bei Ausfall der Stromversorgung, der Überdruckgewährleistung oder bei Fehlfunktion der Rückschlagklappe passieren könnte? 

· Wie ist außerdem gewährleistet, dass bei Ausfall der Wasserkühlung die exotherme Reaktion nicht in explosionskritische Temperaturbereiche gerät? 
S. 17, 18, 19: Der Durchschubofen wie auch die beiden Hubbalkenöfen werden mit maximal 950º Celsius beheizt. 
Frage:
Wie ist gewährleistet, dass die bei 977 ºCelsius liegende thermische Zersetzungsgrenze, d.h. Explosionsgrenze, nicht erreicht wird und bei möglichem Eindringen von Sauerstoff (s.o.) es dann zur Explosion kommt?  
Forderung: Angaben zu sicherheitsrelevanten Redundanzen,  zu Überwachungseinrichtungen und der Nachweis der Standfestigkeit der Anlage bei Störfällen.
Facit: Das gesamte Firmengelände ist ein Betriebsbereich gemäß Störfallverordnung und unterliegt den Grundpflichten der Paragraphen 3ff der 12. BImSchV.
Kommentar zu S. 125: Es wurden keine Angaben zu sicherheitstechnischen Anforderungen gemacht, da die 12. BImSchV nach Meinung der Firma nicht angewendet werden müsste. 
Wie aus den von uns nachfolgend aufgeführten Gefahrenbereichen zu entnehmen ist, bestehen eine beunruhigend hohe Anzahl von betrieblichen und umgebungsbedingten Gefahrenquellen, die unseres Erachtens erhebliche Gefahrenbereiche darstellen und daher eine sicherheitstechnische Betrachtungsweise dringend erforderlich machen:

 „Betriebliche Gefahrenquellen“:

· Beim Verladen das Bersten eines 1000l Big Bag, gefüllt mit Aluminiumpulver

· die an der südlichen Wand der Halle 19a angrenzende Wolframreduktionsöfen(19d), die mit H2 reduzieren (Knallgasexplosionen möglich)

· die an die westliche Wand der Halle 19a angrenzende Nanotubes-Reaktor(19b), der ebenfalls mit explosiven Ausgangs- und Endprodukten arbeitet

· das Gasflaschenlager und der Verteiler Erdgas und Wasserstoff im Obergeschoss des Gebäude 19
· der direkt südlich der Produktionshalle 19d, nur wenige Meter von den Bahngleisen entfernt gelegene Ethentank, 

· die Wasserstoffzuleitung, die an der gesamten nördlichen Wand der Produktionshalle 19a entlangführt.
Frage: 

· Wie kann bei diesem explosiven Potential auf engstem Raum auf 

2 Stockwerken unter einem gemeinsamen Hallendach in dem Brandschutzkonzept  auf S. 143 behauptet werden, dass Brandwände und Wände zur Trennung von Brandbekämpfungsabschnitten nicht erforderlich sind?

· Wie kann behauptet werden, dass an Trennwände, Decken und Türen keine Anforderungen gestellt werden müssen?

zusätzliche „umgebungsbedingte  Gefahrenquellen“ :

· die nahegelegenen Bahngleise mit Gefahrguttransporten

· das Kesselhaus westlich der Halle 19

· das Lager für wassergefährdete Stoffe direkt südlich zwischen Halle 19 und Bahngleisen gelegen, das auch Alkohol und Spiritus lagert

· die westlich daneben gelagerten 60 Liter AlN -Versandfässer

· die Wasserstofftanks weiter westlich und

· die Chlortanks noch weiter westlich, beide direkt neben der Bahnlinie gelegen

· die ebenfalls in der Nähe gelagerten Nanotubescontainer
Kommentar: Die Verlegung und Änderung der AlN-Produktion können folglich bei einer Gesamtbetrachtung große nachteilige Auswirkungen mit sich bringen. Es ist uns unverständlich, dass  bei einer derartigen Häufung von brennbaren und explosionsgefährdenden Stoffen, Produktions- und Lagerungsstätten in unmittelbarer Nachbarschaft von Wohngebieten, Kindergärten  und Schulen keine Störfallbetrachtung erforderlich sein soll. 
Die „Betreiberpflichten zur Vorsorge, um Störfallauswirkungen so gering wie möglich zu halten“, sind somit in erheblichem Maße gegeben.
Es bestehen ein dringender Handlungsbedarf der Fa. H.C.Starck, zur Verhinderung und Begrenzung von Störfällen die Anlage ausreichend gegen Störfälle auszulegen. 

Forderung: Die Durchführung einer Störfallbetrachtung ist im Sinne der Vorsorgeanforderungen zwingend erforderlich.

d) Brandschutz 

Brandschutzkonzept S. 130 -150 und Anlagen: Es liegt ein Brandschutzkonzept von November 2011 vor (S.136) das nicht für die hier beantragte AlN Produktion in Halle 19a, sondern für das vorangegangene Genehmigungsverfahren der nur durch 2 Wände abgetrennten Kohlenstoff – Nanotubesproduktionsanlage in Halle 19b erstellt worden ist. Die geplante AlN Produktion konnte daher mit dem vorliegend beantragten Konzept noch gar nicht berücksichtigt werden. „Die Außenwände sowie die Dacheindeckung bestehen aus gedämmtem Trapezblech.“ Die zusammenfassende Beurteilung ergab, „dass die zulässigen Brandabschnittsflächen sicher eingehalten werden.“ 

Frage: Aus welchem Material bestehen die Trennwände zu den jeweiligen angrenzenden Produktionshallen? Sind sie für Störfälle ausgelegt?
Kommentar: Das vorliegende Brandschutzgutachten ist veraltet und berücksichtigt nicht die in Halle 19 geplante AlN-Produktionserweiterung mit möglichen Staubexplosionen. Die Bezeichnung „gedämmtes Trapezblech“ erweckt nicht den Eindruck einer für solche möglichen Störfälle ausgelegte Armierung.
Forderung:  Erstellung eines neuen aktuellen Brandschutzgutachtens mit besonderer Berücksichtigung der Staubexplosionsgefährdung durch Aluminium- und Aluminiumnitridpulver und unter Berücksichtigung der angrenzenden, ebenfalls explosionsgefährdeten Produktionsstätten, Leitungen und Lagerstätten (s.u.) 
2.3.1 Gesundheitsgefährdung:

S. 33 ff der Antragsunterlagen: Das Sicherheitsdatenblatt zu dem Einsatzpulver „Aluminiumpulver atomisiert“, bezeichnet ein sehr feines Al-Pulver, das nach Angaben von H.C.Starck eine Körnung von 1000 µm bis hinunter zu 10 µm aufweist. Zu Recht wird es in dieser Feinheit als „alveolengängig“ eingestuft, d.h. es wird bis in die tiefsten Lungenbereiche, die sogenannten Lungenbläschen eingeatmet.
Kommentar: Ein Rücktransport der Stäube über Flimmerhärchen zum Abhusten ist hier nicht mehr möglich, der einzige „Abtransport“ geschieht durch sogen. Fresszellen (Makrophagen) und anschließende Resorption in Lymph- und Blutsystem. Aluminium hat die Tendenz, sich an DNA- Strukturen, das heißt an die Erbsubstanz der Körper- und Geschlechtszellen anzulagern(!) und ist extrem schleimhautreizend.
Auf S. 35 steht: „Wiederholte und langandauernde Exposition bei hohen Staubkonzentrationen kann zu Reizungen der Atemwege führen“ und „Augenkontakt kann durch mechanische Einwirkung (Staub) zu Reizungen führen“.
Da uns von H.C. Starck keine Korngröße für die 4 Reaktionsprodukte AlN angegeben wurde, wir stattdessen auf  die firmeneigenen Produktdatenblätter verwiesen wurden, schauten wir uns die im Internet verfügbaren Downloads an:

Eine genaue Angabe der Korngrößen ist auch hier nicht zu finden. Allerdings wird AlN Grade B und C als „deglomerated“ („deglomeriert“ heißt: ein Zusammenballen der einzelnen Pulverkörnchen wurde gezielt technisch verhindert und sind unter der Gefährdungsbetrachtung als  wesentlich giftiger einzustufen)  und die Größe als „fine particle size“ angegeben.

Außerdem wird AlN Grade B in einer sehr kleinen Packungsgröße vertrieben, so dass auch dies auf eine hochdisperse Charge schließen lässt.
Frage: 
· Wie werden Grade B und C deglomeriert? Welche Korngrößenbereiche haben sie?
Auf S. 46 im Sicherheitsdatenblatt zu AlN steht unter der Rubrik „Stabilität und Reaktivität:“ Mit Wasser erfolgt langsame Hydrolyse unter Entwicklung von Ammoniak.“ 
Kommentar: Genau diese Reaktion erfolgt auch beim Einatmen des AlN-Pulvers, das wegen der feinen, deglomerierten Aufbereitung tief in die feuchten, unteren Luftwege bis in die Lungenbläschen  gelangt und dort wegen der natürlichen Feuchte der Schleimhaut in Aluminiumhydroxyd und Ammoniak hydrolisiert und in der Folge eine starke Reizung auf die Schleimhäute ausübt.
In den firmeneigenen Sicherheitsdatenblättern von H.C.Starck zu Aluminiumnitridpulver (AlN) Grade A, B, C und AlN  AT sucht man  hiernach vergeblich. Hier steht jeweils unter „Toxikologische Angaben“: „Angaben zur Toxikologie liegen nicht vor.“ Keine Angaben zu machen ist nach dem europäischen Chemikaliengesetz nicht mehr zulässig. Bei einer vorgesehenen Produktionsmenge von 300 t /Jahr ist die Firma H.C.Starck mittlerweile laut REACH verpflichtet, die Produktion bei der ECHA anzumelden.
Forderung: Vorweisen des Anmeldeformulars bei der ECHA.
Zieht man zum Vergleich das GESTIS-Stoffdatenblatt zu Aluminiumnitrid als seriöse Auskunftsquelle des IFA (Institut für Arbeitsschutz der deutschen Unfallversicherung) heran, so finden sich deutlich konkretere Angaben: Reizwirkung auf Haut und Atmungsorgane, schwere Augenreizungen (Quelle: Lenga, “The Sigma-Aldrich Library of Chemikal Safety Data“, Milwaukee 1988). „Infolge einer hydrolytischen Freisetzung des -in hoher Konzentration- ätzend wirkenden Ammoniaks sollte ein solches Wirkprofil tatsächlich angenommen werden, obwohl zur Hydrolysenkinetik keine Angaben verfügbar sind. Da die Hydrolyse in alkalischem Medium wesentlich schneller vonstatten geht als in neutralem oder saurem Milieu, müssen entsprechend reagierende Aerosole toxikologisch als besonders relevant angesehen werden.“
Weiter ist ebenda zu lesen, dass 20% des Aluminium an Proteine gebunden werden. (http://gestis.itrust.de/Aluminiumnitrid)
Facit: Die Staubemissionen mit sehr feinem Aluminium- und Aluminiumnitridpulver können bei Anwohnern in Hauptwindrichtung neben dem Firmengelände durch die lange, ununterbrochene Exposition zu Atemwegserkrankungen führen, insbesondere bei entsprechenden Vorerkrankungen. 
Laut Prof. Chris Exley (home>Welt>Aluminium-Zeitbombe im Körper?>Alu im Alltag), einem der führenden Forscher zu toxischen Wirkungen des Aluminium auf lebende Organismen, greift Aluminium in unzählige biologische Abläufe ein. Aluminium kann in vielen Organen zu chronischen Erkrankungen führen: Es stört den Eisenstoffwechsel, was die Bildung von der Alzheimer-Demenz wesentlich fördert und wirkt auf Nervenzellen derart toxisch, dass sie absterben (Deutsches Ärzteblatt, Jg.110, Heft 6, 8.2.2013), dies kann zu Gehirnschädigungen führen, die von Störungen des Gedächtnisses, der Konzentrationsfähigkeit bis hin zu o.a. Alzheimer-Demenz reichen (www.welt.de/gesundheit/article11429537/Wie-Aluminium-Nervenzellen-in-den-Tod-treibt.html). Aluminium kann prooxidativ, proinflammatorisch (Mutter,Joachim, Gesund statt chronisch krank) und reproduktionstoxisch wirken (Domingo JL. Reproduktive and developmental toxicity of aluminium: 
a review. Neurotoxikol Teratol. 1995 Jul-Aug;17(4):515-21).

Forderung: Die Erstellung eines Gutachtens zu Gesundheitsgefährdungen durch feines und atomisiertes Aluminiumpulver und durch AlN-Pulver mit Berücksichtigung der deglomerierten AlN-Feinpulverchargen nach dem neuesten Stand der Wissenschaft unter Beachtung des Vorsorgeprinzips.
2. 3.2 Umweltgefährdung
Die umweltgefährdende Wirkung ist bereits bei der Staub- und Nitrosegasemission, sowie bei der Störfallgefährdung ausführlich dargestellt worden.

In den firmeneigenen Sicherheitsdatenblättern von H.C.Starck zu Aluminiumnitridpulver (AlN) Grade A, B,C und AlN  AT steht jeweils unter

 „Umweltbezogene Angaben“: „Angaben zur Ökologie liegen nicht vor“.
Frage: 
· Wie ist der Ausschluß einer UVP-Prüfung zu vertreten, wenn die ökologischen Auswirkungen nicht untersucht worden sind?

2. 4  Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP):

Nach §1 Abs.3 der Verordnung über das Genehmigungsverfahren (9.BImSchV) ist für die Änderung eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen, wenn die § 3c Abs.1 UVPG durchgeführte Vorprüfung des Einzelfalls (Anlage 2 zum UVPG) ergibt, dass die Produktionsänderung erhebliche nachteilige Auswirkungen haben wird. 
Kommentar: Aus den oben angeführten Aufzählungen bestehender erheblicher Gefahren durch gesundheitsgefährdende Lärmgrenzüberschreitungen, durch Aluminiumstaubeinwirkungen und -anreicherungen auf Böden und Pflanzen durch erhebliche Störfallrisiken und durch toxische Langzeitwirkungen auf menschliche und tierische Organismen ergibt sich folgerichtig, dass durch die Produktionserweiterung und Verlagerung erhebliche nachteilige Auswirkungen auf Anwohner und Umwelt, d.h. auf Flora und Fauna der unmittelbaren Umgebung, den nahegelegenen Rhein und das potentielle FFH-Gebiets „Murg zum Hochrhein“ zu erwarten sind. 
Forderung: Die Durchführung einer UVP ist dringend erforderlich. 
Nach alledem ist der Genehmigungsantrag nicht genehmigungsfähig. 

Mit freundlichen Grüßen

Barbara Dohmen

Umweltärztin


